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Jugendmedienschutz 
ist Beziehungsarbeit
Impulse für Eltern und Familienbildung

von Torsten Krause, Sandra Liebender und Caroline Walke

D as digitale Umfeld bietet vielfältige Möglichkeiten und Chancen für Austausch, Bildung, 
Spiel, Konsum und Zerstreuung. Ebenso birgt es Gefahren und Risiken, die dessen Vorteile 
auch in Nachteile für die Nutzenden wenden können. Insbesondere junge Menschen und 
ihre Nutzung digitaler Angebote stehen dabei vor dem Hintergrund des Kinder- und Ju-

gendmedienschutzes im Fokus aktueller Diskurse. Rund um den Globus wird politisch, wie gesellschaft-
lich darüber beraten, wie ein gutes Aufwachsen mit Medien gelingen kann. Manche Beteiligten erachten 
dies als ausgeschlossen und setzen sich daher für bestimmte Verbote ein. So ist am 10. Dezember 2025 
ein Verbot sozialer Medien für unter 16-Jährige in Australien in Kraft getreten. Die betroffenen Angebote 
sind nunmehr verpflichtet sicherzustellen, dass junge Menschen dort kein Konto mehr betreiben kön-
nen (Parliament of Australia, 2024). Neben der Nutzung sozialer Medien ist in den vergangenen Jahren 
auch der Gebrauch von digitalen Endgeräten im schulischen Kontext verstärkt in das Blickfeld geraten. 

© Adobe Stock 

2Familienpolitische Informationen 1/2026



In den Bundesländern wurden daher vielfach Regelungen 
zum Umgang mit diesen getroffen (Hartmann, 2025).

(Kinder-)Rechtlicher Überblick

Die Konvention über die Rechte des Kindes der Ver-
einten Nationen (KRK) sichert mit Artikel 17 allen Kindern 
das Recht auf Zugang zu den Medien (Vereinte Nationen, 
1989). In Deutschland gilt die Kinderrechtskonvention seit 
1992 im Rang eines Bundesgesetzes uneingeschränkt für 
alle Menschen von der Geburt bis zur Vollendung des 18. 
Lebensjahres (Bundesregierung, 1992). Da die Konvention 
von 1989 das Internet nicht explizit erwähnt, hat der Kin-
derrechtsausschuss der Vereinten Nationen mit der Allge-
meinen Bemerkung Nr. 25 über die Rechte der Kinder im 
digitalen Umfeld 2021 erläutert (Vereinte Nationen, 2021), 
wie die Rechte auf Schutz, Befähigung und Teilhabe im In-
ternet und digitalen Angeboten durch die Vertragsstaaten 
zu verwirklichen sind (Krause, 2021a). Jegliche Einschrän-
kung des Zugangs zum digitalen Umfeld muss demzufolge 
unter dem Vorbehalt der Rechtmäßigkeit, Erforderlichkeit 
und Verhältnismäßigkeit stehen. Ein genereller Ausschluss 
von jungen Menschen unterhalb einer bestimmten Alters-
grenze stünde demnach im Widerspruch zu dem in Art. 2  
formulierten Recht auf Nichtdiskriminierung. Dabei ist 
bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, das Wohl des 
Kindes nach Artikel 3 vorrangig zu berücksichtigen. Zudem 
sollen die sich entwickelnden Fähigkeiten des Kindes 
gemäß Artikel 5 bei der Ausübung seiner Rechte Beach-
tung finden. Die Abwägung der Erforderlichkeit und der 
Verhältnismäßigkeit von Zugangsbeschränkungen muss 
die Grundsätze der Kinderrechtskonvention achten und 
sollte folglich auf einer Risikobewertung digitaler Dienste 
basieren.

In diesem Sinne hat die Europäische Kommission 
in Umsetzung von Artikel 28 Absatz 4 Digital Services 
Act (DSA) im Sommer 2025 Leitlinien veröffentlicht, die 
Anbietenden von Online-Plattformen dabei helfen sollen, 
ein hohes Maß an Privatsphäre, Sicherheit und Schutz von 
Minderjährigen in ihren Diensten zu gewährleisten. Diese 
beschreiben grundsätzlich zu berücksichtigende Prinzipien 
und geben umfassende Hinweise u. a. für die Ermittlungen 
von Risiken, zur Altersfeststellung, zu Registrierungen und 
Kontoeinstellungen, zu Empfehlungsmechanismen und 
Suchfunktionen, Werbepraktiken, zu Moderation-, Melde- 
und Abhilfeverfahren sowie zur Nutzendenunterstützung 
und für Begleitfunktionen für Erziehende (European 
Commission, 2025).

Die rechtlichen Bestimmungen des DSA gelten für 
alle Mitgliedsstaaten der Europäischen Union. Im Rahmen 
der Vollharmonisierung reguliert der DSA sowohl gemäß 
Artikel 2 Vermittlungsdienste für Nutzende in der Union, 
zu denen auch Social Media Plattformen gehören, wie den 
Jugendschutz gemäß Artikel 28. Durch den Anwendungs-
vorrang des europäischen Rechts kommt der Bundesrepu-
blik Deutschland somit nach herrschender Meinung keine 
Regelungskompetenz für ein etwaiges Social Media Verbot 
zu (Dreyer, 2025). Auf Basis des Herkunftslandprinzips 
gemäß Artikel 3 der E-Commerce-Richtlinie für Dienste 
der Informationsgesellschaft sowie für audiovisuelle Me-
diendienste gemäß Artikel 3 der AVMD-Richtlinie könnte 
die Bundesrepublik Deutschland für in Deutschland oder 
außerhalb der EU niedergelassene Vermittlungsdienste 
nationale Rechtsvorgaben erlassen. Die infrage stehenden 
Plattformen verfügen jedoch über einen europäischen 
Hauptsitz in Irland und unterfallen somit allein dem euro-
päischen wie dem irischen Recht (Dreyer, 2025).

Familiale digitale Verantwortung

Die ersten Medienerfahrungen von Kindern finden 
im Elternhaus statt. Hier nehmen sie wahr, wie Eltern und 
ältere Geschwister mit Medien umgehen und welchen 
Stellenwert diesen zukommt. Welchen Medien Kinder 
dabei, wie und in welchem Umfang begegnen, hängt von 
ihrem familiären Umfeld und der elterlichen Erziehung ab. 
Gleichzeitig spiegelt sich die zunehmende Durchdringung 
der Gesellschaft von digitalen Medien und deren Kom-
plexität auch im Alltag von Familien wieder. Im Grunde 
verfügen alle Haushalte (99 Prozent), in denen Familien 
zusammenleben über einen Internetzugang sowie über 
mindestens ein Smartphone (98 Prozent). Knapp jedes 
zweite 6- bis 12-jährige Kind (46 Prozent) nutzt bereits 
ein eigenes Smartphone (Feierabend, Rathgeb, Gerigk, 
Glöckler, 2025a).  Bei den Jugendlichen zwischen 12 und 
19 Jahren verfügen 95 Prozent über ein eigenes mobiles 
Endgerät (Feierabend, Rathgeb, Gerigk, Glöckler, 2025b). 
89 Prozent von ihnen sind damit täglich online, auf weitere 
sieben Prozent trifft dies mehrmals in der Woche zu. Die 
durchschnittliche tägliche Bildschirmzeit am Smartphone 
beträgt dabei 231 Minuten (Feierabend u. a., 2025b). Unter 
den fünf wichtigsten Apps der Befragten finden sich mit 
WhatsApp (84 Prozent), Instagram (33 Prozent), Snapchat 
(24 Prozent), TikTok (23 Prozent) und YouTube (20 Prozent) 
(Feierabend u. a., 2025b) ausnahmslos solche, welche unter 
dem Begriff der Social Media subsumiert werden können. 
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In der Nutzung des digitalen Umfelds nehmen junge 
Menschen neben einer Reihe von Vorzügen jedoch auch 
kritische Begebenheiten wahr und verspüren mitun-
ter auch Überdruss bezüglich digitaler Kommunikation 
(Feierabend u. a., 2025b). Vor diesem Hintergrund gibt es 
auch unter Jugendlichen im Alter von 14 bis 17 Jahren nicht 
wenige (47 Prozent), die sich für ein Verbot von Social Me-
dia vor dem 16. Lebensjahr aussprechen (Ifo Institut, 2025). 
Bei den befragten Erwachsenen ist eine deutliche Mehrheit 
dafür (85 [Ifo Institut, 2025] bzw. 82 [Eco, 2025] Prozent). 
Gleichwohl die befragten Erwachsenen ein solches Verbot 
unterstützen, hält die Mehrheit von ihnen (54 Prozent) 
dieses für nicht umsetzbar (Eco, 2025).

Die Vielfältigkeit der Medien zeigt sich u. a. durch die 
Zunahme mobiler Nutzungsmöglichkeiten, weiter zuneh-
mende Medienkonvergenz, die Multifunktionalität der 
Medien sowie die Individualisierung der Mediennutzung. 
Darüber den Überblick zu behalten, zwischen Chancen 
und Risiken abzuwägen, Orientierung zu geben und 
Kinder zu begleiten, bedeutet für Eltern eine zunehmende 
Herausforderung. Diese sind gefordert fortwährend auf 
das Alter und den Entwicklungsstand ihrer Kinder abge-
stimmte Entscheidungen zu treffen und darauf angepasste 
Maßnahmen zu ergreifen (Wagner, Gebel, Lampert, 2013). 
Hierbei bedienen sich Eltern unterschiedlicher Strate-
gien: von restriktiver Regelsetzung, aktiver Begleitung, 
gemeinsamen Nutzungserfahrungen bis technischer 
Kontrolle. Es zeigt sich, dass Eltern mit zunehmenden Alter 
der Kinder restriktive Maßnahmen lockern und vermehrt 
auf Dialog und Vereinbarung setzen (Naab, 2025). Die 
gemeinsame Vereinbarung von Mediennutzungsregeln, 
beispielsweise durch einen Mediennutzungsvertrag aller 
Familienmitglieder kann in diesem Zusammenhang 
eine sinnvolle Maßnahme sein. Beim partizipatorischen 
Vereinbaren, Einhalten und Anpassen von Regeln wird 
sowohl die Reflexion der eigenen Mediennutzung, als auch 
Empathie sowie Artikulation von Bedürfnissen aller Fami-
lienmitglieder eingeübt. Dabei ist zu beachten, dass nicht 
nur die gemeinsam aufgestellten Regeln Einfluss auf das 
Mediennutzungsverhalten von Kindern haben, sondern 
das Nutzungsverhalten der Eltern als Blaupause für die 
Mediennutzung der Kinder dient. Die Vorbildfunktion ist 
daher besonders zu betonen. 

Studien zeigen auf, dass die Wahl der Medienerzie-
hungsstrategie in Zusammenhang mit den elterlichen 
Kenntnissen und Fähigkeiten im Umgang mit digitalen 
Medien steht. Während Eltern in tendenziell ärmeren und 
bildungsfernen Familien öfter eher restriktive Strategien 
nutzen, werden in Familien mit höherem sozioökono-

mischem Status differenziertere und aktivere Erzie-
hungsstrategien eingesetzt. Ungeachtet dessen gibt rund 
ein Viertel der Eltern an, dass sie sich Unterstützung zum 
Umgang mit der Mediennutzung wünschen. Gleichzeitig 
konstatieren Familienberatungsstellen, dass der Bedarf an 
Beratung zur Medienerziehung stark gestiegen ist (Eggert, 
Gebel, Knop, Winter, 2025). 

Kinder selbst beurteilen die Medienerziehung ihrer 
Eltern oft kritisch: Sie wünschen sich von ihren Eltern 
bezüglich ihrer Mediennutzung mehr Interesse sowie 
Austausch, damit diese ihre medienbezogenen Wünsche 
besser nachvollziehen und berücksichtigen sowie auch als 
kompetente Ansprechpersonen bei Problemen Hilfe bieten 
können (Jennewein, Gebel, Bamberger, Brüggen, 2024).

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass die Rolle 
der Eltern bei der Vermittlung von Medienkompetenz und 
als vertrauensvolle Ansprechpersonen und Begleitende 
bei Bedarfen und Sorgen rund um die digitale Welt zentral 
ist. Wie gut sie dieser komplexen Aufgabe gerecht werden 
können, ist dabei von verschiedenen Faktoren abhängig. 
Wesentliche Voraussetzungen dafür sind Wissen und 
Kenntnisse zur vielschichtigen Medienwelt und der Be-
darfe ihrer Kinder. Um diese zu erwerben benötigen Eltern 
Unterstützung.

Medienkompetenz als Aufgabe der 
Familienbildung

Angebote der Familienbildung leisten einen wesent-
lichen Beitrag um Eltern bei der Wahrnehmung ihrer Er-
ziehungsaufgaben zu unterstützen und ihre Kompetenzen 
zu stärken. In lokalen, niedrigschwelligen Veranstaltungen 
an offenen Orten, wie Mehrgenerationenhäusern, Kitas 
oder Stadtteilzentren, werden Informationen und Bera-
tungen zu allen Themen geboten, die Familien bewegen. 
Darunter fällt auch die Vermittlung von Medienkompe-
tenz. Damit dies gelingen kann sind die Vertragsstaaten 
der Kinderrechtskonvention aufgefordert einerseits in 
digitale Infrastrukturen und Ausstattungen zu investieren 
sowie andererseits Einrichtungen und Fachkräfte in die 
Lage zu versetzen das Kinderrecht auf digitale Bildung 
(Krause, 2021b) zu verwirklichen. Darüber hinaus sollen die 
Vertragsstaaten für Fachkräfte im Bildungsbereich Aus- 
und Weiterbildungsmaßnahmen zum digitalen Umfeld 
anbieten, Informationen zu Kinderrechten im Internet 
sowie zu Melde- und Beschwerdeverfahren bereithal-
ten, Orientierung für kindgerechte digitale Technologien 
und Angebote in den Bereichen Freizeit, Kultur und Spiel 
bieten sowie Fachkräfte zum angemessenen Umgang mit 
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digitalen Geräten und deren mögliche Einflüsse auf die kindliche Entwicklung 
schulen (Vereinte Nationen, 2021).

Ziel der Familienbildung im Bereich der Medienkompetenz ist es Kinder 
und Eltern dabei zu unterstützen Medien kritisch, reflektiert und kundig nutzen, 
verstehen und selbstbestimmt gestalten zu können. Dabei gilt es Mediener-
ziehung als familiären Dialog zu befördern, in dem Sorge- und Erziehungsbe-
rechtigte Kinder befähigen und dabei begleiten Teilhabepotentiale im digitalen 
Umfeld sicher zu erschließen (Jonas, Krause, 2021). Es gilt, Eltern zu unterstützen 
und somit die Förderung der Medienkompetenz in der Familie zu befördern. 
Im Zentrum sollten dabei die Prävention und der Schutz vor unerwünschten 
Erscheinungen und Risiken des digitalen Umfelds, die Begleitung der kindlichen 
Entwicklung sowie die Förderung der Kommunikation innerhalb der Familie ste-
hen. Ob Einrichtungen diesen Aufgaben gerecht werden können, ist u. a. von der 
Qualifikation und Haltung des Personals, der technischen Ausstattung und dem 
Vorhandensein eines medienpädagogischen Konzeptes abhängig. Im Falle von 
Kitas zeigt sich zum Beispiel, dass trotz der großen Potentiale insbesondere bei 
der Begleitung von Eltern in der pädagogischen Praxis Medienerziehung in Kitas 
nur selten stattfindet (Friedrichs-Liesenkötter, 2023). Fachkräfte in Kitas zeigen 
zudem häufiger eine ablehnende Haltung gegenüber dem Thema Medienerzie-
hung und werden somit von Eltern nicht als vertrauensvolle und kompetente 
Ansprechpersonen wahrgenommen. Um den Bedarf an Unterstützung trotzdem 
zu gewährleisten, ist die Etablierung von Verantwortungsgemeinschaften 
empfehlenswert, die bspw. durch Netzwerkarbeit realisiert werden kann. In 
einer Kommunen können sich Akteure der Familienbildung mit medienpädago-
gischen Institutionen und Partnern vernetzen, um gemeinsam vor Ort Familien 
zu unterstützen. In einem solchen Netzwerk werden Synergien zwischen der 
Zielgruppenkompetenz der Akteure der Familienbildung und der Medienkom-
petenz der medienpädagogischen Einrichtungen geschaffen, um so gemeinsam 
Familien bei einer souveränen, reflektierten und verantwortungsbewussten 
Mediennutzung zu unterstützen (Reußner, Röck, Liebender, Koch, 2023).  

Um Eltern und weitere Erziehungsverantwortliche dafür zu befähigen sind 
Informationen über die Chancen und Risiken des digitalen Umfeldes ebenso 
zentral, wie die Verbreitung des Wissens um altersgerechte Angebote, anbieter-
seitige sowie gerätebasierter Einstellungsmöglichkeiten für den Schutz junger 
Nutzenden und die Alterskennzeichnungen von Inhalten und Angeboten. Beste-
hende Risiken für die persönliche Integrität (Krause, Kretschmann, Yacob, 2022) 
durch Angebotsgestaltungen, die u. a. Druck zu Nutzung bestimmter Angebote 
und/oder dem Erwerb von Zusatzfunktionen oder Merkmalen bspw. in Spielen 
erzeugen, Kontaktaufnahmen durch Fremde ermöglichen oder eine zweck-
fremde Verarbeitung der Daten ermöglichen, sollten dabei im Fokus stehen und 
gleichsam derart adressiert werden, dass eine bewusste und kritische Nutzung 
des Internets und digitaler Angebote befördert wird. Eltern wie Kinder über Me-
chanismen und Wirkweisen von Algorithmen, Influencing sowie der Manipulier-
barkeit von Abbildungen und Informationen aufzuklären trägt dazu bei. 

Darüber hinaus sollten Eltern in ihren Erziehungskompetenzen gestärkt 
werden, Regeln und individuelle Grenzen der Mediennutzung mit ihren Kindern 
zu vereinbaren und umzusetzen. In diesem Zusammenhang sollten die bereits 
erwähnte Vorbildfunktion der Sorgeberechtigten reflektiert und auch dritte 
Einflüsse, wie beispielsweise (vermeintliche) Erwartungen zur (digitalen) Ver-
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ständigung innerhalb von Gruppen, wie dem Klassenverband oder dem Verein, 
kommuniziert werden. Angebote zum Austausch über die Anwendung und den 
Einsatz bestimmter Endgeräte ermöglichen das Nachdenken über Motivation, 
Zielstellung oder auch Hoffnungen, welche damit in Verbindung stehen und er-
öffnen somit die Möglichkeit zu bewussten Entscheidungen und Verabredungen. 
Ebenso gilt es Eltern und weitere Erziehungsberechtigten in ihren Fähigkeiten 
und Kompetenzen zur Begleitung von Kindern bei einem gesunden Aufwachsen 
mit Medien zu unterstützen, welche die individuelle Entwicklung des Kindes be-
rücksichtigt. Dafür sollten diese zur altersgerechter Mediennutzung vom Klein-
kind bis hin ins Jugendalter über entsprechende Angebote informiert werden 
und ihnen aufgezeigt werden, wie und welche Medien Spiel, Ausprägung sozialer 
Kompetenzen, Kreativität und Bildung befördern. Berücksichtigung finden sollte 
dabei unter Beachtung des steigenden Alters oder der Erfahrung junger Nut-
zenden mit dem digitalen Umfeld auch die zunehmende (Mit-)Gestaltung und 
Kollaboration in den Angeboten.

Auch bei zunehmender Erfahrung, sicherer und vermehrt unbegleiteter 
Nutzung digitaler Anwendungen sollten Eltern sich weiterhin interessiert an der 
digitalen Lebenswelt ihrer Kinder zeigen, den Austausch über digitalen Ange-
bote, Nutzungsweisen und Erfahrungen anbieten sowie sich zu aktuellen Ent-
wicklungen im digitalen Umfeld informiert halten. Junge Menschen wünschen 
sich kompetente, erwachsene Ansprechpersonen, die ihnen mit Rat und Unter-
stützung zur Seite stehen, wenn diese mit unerwarteten oder auch unange-
nehmen Situationen online konfrontiert sind. Offene Kommunikation, Vertrauen 
und ein grundsätzlicher positiver Blick aufeinander sind dabei grundlegend, um 
diesen Austausch zu ermöglichen. Erscheint es notwendig aus entsprechenden 
Erfahrungen online Ableitungen zu ziehen, sollten diese gemeinsam mit dem 
Kind beraten und verhandelt werden. Konfrontative, strafende und entziehende 
Konsequenzen erscheinen dabei – wie in anderen Erziehungssituationen auch – 
oftmals als nicht die geeignetsten, da diese die Wahrscheinlichkeit erhöhen, dass 
Eltern danach weniger ins Vertrauen gezogen werden und somit Handlungs- 
und Gestaltungsmöglichkeiten für einen (zukünftig) sicheren Umgang mit 
digitalen Anwendungen verlieren.

Resümee

Informations- und Unterstützungsangebote der Familienbildung können 
einen Beitrag dazu leisten, dass Eltern dazu befähigt werden vorgenannte 
Situationen gelingend und förderlich erziehend zu gestalten. Dafür können 
Anregung zu Gesprächen über Medieninhalte vermittelt, Unterstützung bei Kon-
flikten rund um Mediennutzung unterbreitet sowie Beispiele zur gemeinsamen 
Nutzung von digitalen Angeboten und Anwendungen aufgezeigt werden und 
somit die Förderung der Kommunikation in der Familie Unterstützung erfahren. 
Durch die Bereitstellung von Kursen, Workshops und Informationsangeboten, 
aber auch die Zusammenarbeit mit Kindertagesstätten, Schulen und anderen 
Beratungsstellen tragen Einrichtungen und Angebote der Familienbildung zur 
Vernetzung und Hilfestellung im Feld bei und sind damit auch prädestiniert für 
die individuelle Beratung bei Herausforderungen, Unsicherheiten oder Proble-
men von Eltern mit dem gesunden Aufwachsen ihrer Kinder in einem digitalen 
Umfeld.
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Wenn Zeit zur 
Eintrittskarte wird
Beobachtungen aus dem eaf-nrw-Seismografen 

von Marvin Schmidt

Warum Zeit mehr ist als eine individuelle Ressource 

Zeitmangel ist ein vertrautes Gefühl. Zeit wird als fehlende Ressource in Fachlitera-
tur, soziologischen Beiträgen und Debatten i. d. R. bemüht, um auf (Un-)Gerechtigkeiten, 
Vereinbarkeit, Care-Arbeit u.W. hinzuweisen. Für viele Familien, Kinder und Jugendliche 
gehört Zeitmangel längst zum Alltag und prägt diesen maßgeblich. Neu ist jedoch, dass 
Zeitarmut zunehmend nicht nur individuell erlebt, sondern strukturell wirksam wird: 
als leiser Faktor, der Beteiligung erschwert, Beziehungen belastet und gesellschaftlichen 
Anschluss untergräbt. 

Im Rahmen des eaf-nrw-Seismografen beschäftige ich mich seit einiger Zeit mit ge-
nau diesen Verschiebungen. Der Seismograf ist dabei weniger als Projekt zu verstehen, 
sondern als Beobachtungsinstrument: Er versucht wahrzunehmen, wo gesellschaftliche 
Spannungen entstehen, lange bevor sie offen benannt werden. 

Eine dieser Spannungen heißt Zeit.

Der Seismograf: Beobachten statt vorschnell bewerten 

Der Anspruch des Seismografen ist bewusst niedrigschwellig. Er sammelt Eindrü-
cke aus Gesprächen, Fachveranstaltungen, Rückmeldungen aus der Praxis und öffent-
lichen Debatten. Ziel ist es nicht, schnelle Lösungen zu formulieren, sondern Muster 
sichtbar zu machen, die sich über unterschiedliche Kontexte hinweg zeigen. 

© Adobe Stock
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In den vergangenen Monaten verdichtete sich dabei 
eine Beobachtung: Zeit wirkt immer häufiger wie eine 
unsichtbare Zugangsvoraussetzung – für Beteiligung, 
Engagement und Teilhabe. Dieser fehlende Zugang macht 
sich besonders bemerkbar in Momenten, in denen Zeit 
– scheinbar zumindest – frei verfügbar zu sein scheint. 
An Wochenenden, im Anschluss an den Unterricht, nach 
Feierabend oder innerhalb des Urlaubs bzw. der Ferien. 

Beteiligung scheitert selten am Wollen – 
sondern an Voraussetzungen 

Ein zentraler Impuls für diese Vertiefung kam u. a. aus 
einem Gespräch mit Nathalie Klüver. Ihre Beobachtung 
war dabei weniger zugespitzt als vielmehr irritierend in 
ihrer Klarheit: Beteiligung scheitert in vielen Fällen nicht 
am fehlenden Interesse, sondern an Voraussetzungen, 
die selten offen benannt werden – insbesondere an Zeit, 
Planbarkeit und dauerhafter Verfügbarkeit. 

Diese Perspektive verschiebt den Blick. Nicht man-
gelnde Motivation steht im Vordergrund, sondern die 
Frage, für wen unsere Beteiligungsformate überhaupt 
anschlussfähig sind. Wenn Engagement regelmäßige 
Abendtermine, langfristige Verbindlichkeit oder dauer-
hafte Präsenz voraussetzt, wird Zeit zur Eintrittskarte, 
mindestens aber zur Prioritätensetzung auf kritischem 
Niveau (bspw. eine Entscheidung für eine ehrenamtliche 
Tätigkeit und gegen die Familienaktivität). Wer zu spät 
kommt, wer nur punktuell teilnehmen kann oder wessen 
Alltag von kurzfristigen Anforderungen geprägt ist, fällt oft 
stillschweigend heraus. 

Bemerkenswert ist dabei, dass diese Ausschlüsse 
selten als solche wahrgenommen werden. Beteiligung gilt 
formal als offen – faktisch aber nur für jene, deren Lebens-
realität die notwendigen zeitlichen Spielräume zulässt. Zeit 
wird so zur Eintrittskarte, ohne jemals explizit thematisiert 
zu werden. Für den Seismografen war diese Beobachtung 
kein Abschluss, sondern der Beginn einer weiterführenden 
Frage: 

Die Rushhour des Lebens – wenn Beteiligung 
mit Lebensphasen kollidiert 

Diese Beobachtung korrespondiert stark mit dem, was 
Teresa Bücker als „Rushhour des Lebens“ beschreibt und 
u. a. Prof. Dr. Martin Bujard in Zusammenarbeit mit Leonie 
Kleinschrot durch ihre wissenschaftliche Arbeit untermau-
ern. Gemeint ist jene Lebensphase, in der sich berufliche 
Anforderungen, Sorgearbeit, Bildungsentscheidungen, 
Beziehungsarbeit und gesellschaftliche Erwartungen be-
sonders verdichten – meist in den Jahren, in denen Kinder 
klein sind. 

In dieser Phase ist Zeit nicht einfach knapp, sondern 
strukturell zersplittert. Sie steht nicht zusammenhängend 
zur Verfügung, sondern entsteht zwischen Terminen, 
Verpflichtungen und Erschöpfung. Beteiligung jedoch wird 
häufig genau anders gedacht: als kontinuierlich, planbar 
und verlässlich. 

Hier entsteht ein Konflikt zwischen Lebensrealität und 
Beteiligungslogik. Nicht, weil Menschen sich entziehen 
wollen, sondern weil Beteiligung zeitlich oft so organisiert 
ist, als befänden sich alle in stabilen, wenig verdichteten 
Lebenslagen. Die Rushhour des Lebens wird dabei nicht als 
eigene Struktur anerkannt, sondern implizit als individu-
elles Organisationsproblem behandelt. 

Praxisbeobachtungen: Anschluss bricht selten 
abrupt ab 

Rückmeldungen aus der Praxis – insbesondere aus 
Familienzentren – zeigen, wie sich Zeitarmut konkret 
auswirkt. Eltern nehmen Angebote wahr, kommen zu 
einzelnen Terminen, äußern Interesse und bleiben 
dennoch nicht dauerhaft angebunden. Auffällig ist dabei, 
dass Anschluss selten abrupt verloren geht. Viel häufiger 
geschieht dies schleichend: Ein Termin wird verschoben, 
ein Folgetreffen nicht wahrgenommen, ein Übergang nicht 
aktiv begleitet. Mit jedem Auslassen sinkt die Wahrschein-
lichkeit der Rückkehr. Ergänzend zeigt sich in der Praxis 
ein weiteres, häufig unausgesprochenes Muster: Angebote 
werden überdurchschnittlich oft von Eltern wahrgenom-
men, die vergleichsweise über mehr zeitliche, soziale und 
organisatorische Ressourcen verfügen. Eltern, die stark 
belastet sind, mehrfach gefordert werden oder besonders 
von Zeitarmut betroffen sind, erscheinen dagegen seltener 
oder nur punktuell. 

Dieses Phänomen ist weniger Ausdruck falscher 
Angebotsplanung als vielmehr ein Hinweis auf struktu-
relle Selektivität. Zeitlich flexible Eltern können Angebote 

	 Wie viele unserer  
Beteiligungsformate  
setzen Zeit voraus, ohne 
sie mitzudenken? 
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ausprobieren, mehrfach teilnehmen oder auch kurzfristig 
reagieren. Für andere hingegen stellen bereits Anfahrt, 
Terminbindung oder die Organisation von Betreuung eine 
Hürde dar. Zeitarmut wirkt hier doppelt: Sie erschwert 
nicht nur den dauerhaften Anschluss, sondern bereits den 
Einstieg. Angebote bleiben formal offen, erreichen aber 
faktisch häufiger jene, die sie nicht zwingend benötigen. 
Der eigentliche Bedarf bleibt dadurch oft unsichtbar – nicht 
aus Desinteresse, sondern aus Überforderung. 

Für die Praxis bedeutet dies eine Verschiebung der 
Perspektive: Die Frage ist nicht nur, warum Anschluss 
verloren geht, sondern auch, wer unter den gegebenen 
zeitlichen Bedingungen überhaupt noch andocken kann. 
Diese Prozesse werden in der Praxis häufig individualisiert 
gedeutet – als mangelnde Verbindlichkeit oder sinkendes 
Engagement. Die zeitlichen Bedingungen, unter denen 
Beteiligung stattfindet, geraten dabei kaum in den Blick. 
Zeitarmut wirkt hier nicht als offener Ausschluss, sondern 
als stiller Filter. 

Einsamkeit als zeitliche Erfahrung 

Der Fachtag zum Thema Einsamkeit im Diakonischen 
Werk Rheinland-Westfalen-Lippe zu Beginn des Jahres, hat 
diese Zusammenhänge eindrücklich sichtbar gemacht. In 
Fachimpulsen und Workshops zeigte sich, dass Einsam-
keit häufig weniger mit Fehlen von Kontakten zu tun hat, 
sondern mit dem Verlust von Gelegenheiten. 

Beziehungen brauchen Zeit, Wiederholung und 
Verlässlichkeit. Wenn diese fehlen, entstehen Lücken – 
nicht aus Rückzug, sondern aus Überforderung. In den 
gesammelten Beiträgen des Fachtags tauchte immer 
wieder implizit auf: fehlende Pausen, verdichtete Tage, 

kaum planbare Alltage. Einsamkeit erscheint so nicht nur 
als individuelles Gefühl, sondern als strukturelle Folge von 
Zeitknappheit. 

Im Rahmen des Fachtags wurde zudem das von der 
eaf-nrw entwickeltes Mitmachtool „Familie sind wir alle“ 
eingesetzt, das den Teilnehmenden ermöglichte, ihre 
Perspektiven niedrigschwellig einzubringen. Die Rückmel-
dungen verdeutlichten, wie zentral Zeit auch aus der Praxis 
heraus wahrgenommen wird. 

Eine Teilnehmerin formulierte: „Ich möchte Angebote 
so platzieren, dass sie nicht als „Zeitfresser“ wahrgenom-
men werden, sondern als wertvolle und vor allem einricht- 
bare Zeit.“ Eine weitere Rückmeldung lenkte den Blick auf 
die professionelle Ebene: „Ich will mir Zeit nehmen, wenn 
sie gebraucht wird – denn auch Kolleg*innen und Netz-
werkpartner*innen können von Einsamkeit betroffen sein.“ 
Beide Aussagen verweisen auf einen Perspektivwechsel: 
Zeit erscheint hier nicht als knappe Ressource, die effizient 
genutzt werden muss, sondern als Beziehungsmöglichkeit, 
die gestaltet, legitimiert und geschützt werden will. 

In diesem Zusammenhang rückt auch die Rolle 
digitaler Räume stärker in den Blick. Soziale Medien und 
permanente Erreichbarkeit versprechen Verbindung, 
erzeugen jedoch zugleich neue Formen von Präsenzdruck. 
Beziehungen werden aufrechterhalten, sichtbar gehalten 
und kommentiert – oft fragmentiert und unter Zeitdruck. 
Digitale Präsenzzeiten wirken dabei ambivalent: Sie kön-
nen Kontakt ermöglichen, wo physische Begegnung fehlt, 
binden jedoch zugleich Zeit und Aufmerksamkeit. Für 
viele – insbesondere Kinder und Jugendliche – entsteht ein 
zusätzlicher Erwartungsraum, ständig erreichbar zu sein. 
Einsamkeit wird so nicht unbedingt reduziert, sondern 
teilweise verschoben oder verdeckt. Zeitarmut und Ein-

Familie sind wir alle
interaktives Mitmach-Tool der eaf-nrw

Mit dem Format „Familie sind wir alle“ bietet die Evangelische Ar-
beitsgemeinschaft Familie NRW (eaf-nrw) evangelischen Trägern, Kir-
chengemeinden, NGOs sowie politischen und zivilgesellschaftlichen 
Akteur*innen eine innovative Möglichkeit, mit Familien, Kindern 
und Jugendlichen zu zentralen Familienthemen in den Austausch zu 
kommen.

 www.eaf-nrw.de/familie-sind-wir-alle

© Marvin Schmidt, Diakonie RWL
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samkeit verstärken sich in digitalen Kontexten gegenseitig. Zeit wird konsumiert, 
ohne dass daraus verlässliche Beziehungen entstehen, während gleichzeitig die 
Erwartung an ständige Präsenz wächst. 

Wenn Zeit fehlt, fehlt auch Entlastung 

Gespräche mit Fachkräften aus dem Bereich der psychischen Gesundheit 
von Kindern und Jugendlichen zeigen, wie stark Zeitarmut auf junge Menschen 
wirkt. Gemeint ist dabei nicht nur der volle Terminkalender, sondern die feh-
lende Möglichkeit zur Regeneration sowie die fehlende, frei verfügbare Zeit. 

Kinder und Jugendliche erleben einen Alltag, der zunehmend durchgetaktet 
ist: Schule, Betreuung, Förderung, Freizeit – oft ohne echte Pausen. Eltern stehen 
gleichzeitig unter Zeitdruck und emotionaler Belastung, was sich auf Bezie-
hungen auswirkt. 

Zeitarmut wird hier zu einem Belastungsfaktor, der sich nicht sofort messen 
lässt, aber langfristig auf Wohlbefinden, Bindung und Entwicklung wirkt. 

Anschlussfähigkeit als demokratische Schlüsselfrage 

In diesem Kontext gewinnen Überlegungen von Aladin El Mafaalani beson-
dere Relevanz. Seine Analysen zur wachsenden Komplexität gesellschaftlicher 
Aushandlungsprozesse machen deutlich: Je mehr Beteiligung eingefordert wird, 
desto höher werden häufig auch die Anforderungen. 

Auch digitale Beteiligungsräume sind nicht zeitneutral: Sie erweitern Reich-
weiten, erzeugen jedoch zugleich neue Erwartungen an permanente Aufmerk-
samkeit, Reaktionsfähigkeit und Verfügbarkeit. 

Wenn demokratische Teilhabe zeitintensiver, konfliktträchtiger und vo-
raussetzungsreicher wird, stellt sich die Frage, wer unter diesen Bedingungen 
überhaupt dauerhaft beteiligt bleiben kann. Zeit wird zu einer stillen Ressource 
demokratischer Teilhabe. Anschlussfähigkeit ist somit nicht nur eine soziale, 
sondern eine zutiefst demokratische Kategorie. 

Zeit neu denken 

Der eaf-nrw-Seismograf versteht sich als laufender Prozess. Die Auseinan-
dersetzung mit Zeitarmut ist dabei kein abgeschlossenes Kapitel, sondern ein 
wachsender Denkraum. Ziel ist es, Zusammenhänge sichtbar zu machen und 
neue Gespräche zu ermöglichen – in der Praxis, in Verbänden und in der Politik. 

	 Vielleicht ist Zeit nicht nur eine Ressource, die verteilt 
wird. Vielleicht ist sie eine Frage von Struktur, Priorität 
und Gerechtigkeit.
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Warum die Gleichberechtigung 
nach der Geburt oft auf der 
Strecke bleibt

von Prof. Dr. Johanna Possinger 

I n Familien wird Gleichberechtigung besonders hart auf die Probe gestellt. Kaum ein Lebensbereich 
ist so stark von guten Vorsätzen geprägt und zugleich so hartnäckig von alten Mustern bestimmt. 
Vor der Geburt eines Kindes wünschen sich die meisten Paare eigentlich eine gleichberechtigte El-
ternschaft. Beide wollen erwerbstätig bleiben, beide Verantwortung übernehmen, beide für Kinder 

und Haushalt zuständig sein. Doch die Realität sieht fast immer anders aus. Spätestens nach der Geburt 
kippt die Aufgabenteilung, und zwar zulasten der Frauen.

Zwischen Wunsch und Wirklichkeit

Während der Schwangerschaft und unmittelbar nach der Geburt erleben Paare oft eine Phase 
höchster Harmonie, in der die Aufteilung der Lasten für Kinder und Haushalt als ausgesprochen gerecht 
wahrgenommen wird – genauso wie sich dies vielen Studien zufolge auch die meisten Eltern wünschen. 
Dieser „Honeymoon der Sorgearbeit“ ist jedoch nur von kurzer Dauer. In den Monaten danach schwindet 
die Wahrnehmung von Fairness und die Arbeitsteilung zwischen Eltern re-traditionalisiert sich. Mütter 
reduzieren ihre Erwerbsarbeit oder steigen ganz aus dem Beruf aus, die Väter bleiben voll erwerbstätig. 
Hausarbeit, Kinderbetreuung und die Organisation des Alltags landen überwiegend bei den Frauen. Das 
ist kein Randphänomen, sondern die Regel. Zwar nehmen heute deutlich mehr Väter nach der Geburt 
eine eigene Elternzeit, doch meist bleibt es bei zwei Monaten. In der Praxis werden diese oft als verlän-
gerter Familienurlaub genutzt. Längere Auszeiten oder eine dauerhafte Reduzierung der Arbeitszeit sind 
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weiterhin die Ausnahme. Nur wer jedoch allein mit einem 
fiebernden Kleinkind und einem leeren Kühlschrank 
klarkommen muss, bricht das Muster auf, als Vater bloß der 
Assistent der Mutter zu sein und entwickelt echte Sorge-
kompetenzen. 

Frauen verbringen im Schnitt 13 Stunden pro Woche 
mit Routinetätigkeiten im Haushalt, während Männer 
gerade einmal die Hälfte dieser Zeit investieren. Frauen 
leisten selbst dann den Löwenanteil in der Familie, wenn 
sie gleich viele Stunden erwerbsarbeiten wie ihre Partner. 
Während die meisten Mütter nach ihrer Erwerbsarbeit 
noch eine „zweite Schicht“ in der Familie erwartet, drücken 
sich 53 % der Männer regelmäßig vor den Pflichten des 
Alltags, wie Zahlen des Bundesinstituts für Bevölkerungs-
forschung zeigen. Besonders ungleich sind Tätigkeiten wie 
Putzen und Wäschewaschen in Familien verteilt, die fast 
immer bzw. überwiegend von Frauen geleistet werden. So 
überrascht es nicht, dass sich Paare im Alltag am meisten 
über die Hausarbeit streiten. Ist diese ungleich verteilt, 
denkt jede fünfte Frau über eine Trennung nach. Wird die 
Arbeitsteilung hingegen als fair empfunden, empfinden 
Frauen auch ihre Partnerschaft als glücklicher. 

Geld, Betreuung und alte Rollenbilder

Warum also scheitert Gleichberechtigung so oft im 
Alltag? 

Ein zentrales Hindernis ist Geld. Männer verdienen in 
Deutschland im Durchschnitt nach wie vor mehr als 
Frauen selbst bei gleicher Qualifikation und Tätigkeit. 
Diese „Gender Pay Gap“ wirkt direkt in Familien hinein. 

Der besser Verdienende – meist der Mann – bleibt im Job, 
die Frau reduziert nach der Geburt des ersten Kindes ihre 
Arbeitszeit. Wer beruflich kürzertreten soll, entschei-
det damit die „Logik des Geldbeutels“. Der Staat befeuert 
diese Logik durch das Ehegattensplitting, das traditionelle 
Rollenmodelle mit Steuervorteilen belohnt und echte Part-
nerschaftlichkeit finanziell abstraft. Auch die Kombination 
der Steuerklassen III und V ist für die Gleichberechtigung 
kontraproduktiv. Die meist weniger verdienenden Frauen 
werden durch Steuerklasse V mit so hohen Abzügen 
belastet, dass sich Mehrarbeit kaum lohnt. Was für Paare 
wirtschaftlich kurzfristig rational erscheint, hat langfristige 
Folgen für die wirtschaftliche Unabhängigkeit von Frauen, 
ihre Karrierechancen, ihr Armutsrisiko und ihre spätere 
Rente.

Strukturen im Bildungs- und Betreuungsbereich gel-
ten als weiterer Bremsklotz für Familien. Vielerorts fehlen 
bedarfsgerechte Kitaplätze, die zeitlich zum Arbeitsalltag 
der Eltern passen. Besonders brisant wird es beim Über-
gang in die Grundschule. Wenn Kinder mittags nach Hause 
geschickt werden, zwingt das mindestens einen Elternteil 
faktisch in Teilzeit. Ganztagsschulen sind zwar politisch 
gewollt, aber längst nicht flächendeckend Realität. Die 
Umsetzung des zum 1. August 2026 anstehenden stufen-
weisen Rechtsanspruchs auf eine Ganztagesbetreuung in 
der Grundschule wird durch fehlendes qualifiziertes Be-
treuungspersonal und zu enge Räumlichkeiten erschwert. 
Gerade für Mütter erweist sich das Schulsystem als 
Nachteil, setzt dieses doch oft stillschweigend voraus, dass 
mindestens ein Elternteil zuhause verfügbar ist, um Kin-
dern bei Hausaufgaben und beim Lernen zu helfen. In der 
Familiensoziologie wird deshalb von einer „Intensivierung 
von Elternschaft“ gesprochen, die vor allem auf Kosten von 
Müttern geht. So verbringen Mütter heute sogar mehr Zeit 
mit ihren Kindern als noch vor einigen Jahrzehnten und 
dies, obwohl sie häufiger erwerbstätig sind. 

Ein drittes Hindernis für eine faire Arbeitsteilung 
sind kulturelle Geschlechtervorstellungen, die in vielen 
Köpfen weiterhin wirksam sind. Studien zeigen, dass es 
gesellschaftlich deutlich akzeptierter ist, wenn Mütter ihre 
Arbeitszeit reduzieren, als wenn Väter dies tun. Teilzeit 
arbeitende Männer gelten schnell als wenig karriereorien-
tiert oder nicht ausreichend leistungsbereit. Männlichkeit 
wird weiterhin mit Vollzeiterwerbstätigkeit verbunden. 
Diese Normen wirken subtil, aber mächtig. Gerade in 
der „Rushhour des Lebens“ zwischen 30 und 45 Jahren 
konkurrieren die Anforderungen des Arbeitsmarktes oft so 
heftig mit denen der Familie, dass viele Paare den Weg des 
geringsten Widerstandes wählen und die Mütter beruflich 

	 Individuelle Entschei-
dungen von Paaren  
fallen niemals im luft- 
leeren Raum, sondern 
werden von Struk-
turen begünstigt, die 
Ungleichheit geradezu 
provozieren. 
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zurückstecken. Dieser Zustand ist jedoch kein unabänderliches Schicksal, son-
dern politisch gestaltbar. 

Politische Stellschrauben für eine faire Arbeitsteilung

Wer Gleichberechtigung will, darf sie nicht allein Familien überlassen. Es 
braucht politische Reformen, die Eltern real entlasten und es ihnen ermöglichen, 
Sorgearbeit fairer aufzuteilen – wie dies ja auch ihren Wünschen entspricht. Ein 
zwingend gebotener erster Schritt wäre ein Inflationsausgleich im Elterngeld, 
um Einkommensverluste abzufedern. Auch eine Ausweitung der exklusiven 
Partnermonate von 2 auf 4 Monate wird seit Jahren von wissenschaftlicher Seite 
empfohlen, um Männern gezielt zu einer längeren Auszeit zu ermutigen. Steuer-
lich überfällig sind eine Reform des Ehegattensplittings sowie die Kombination 
der Steuerklassen III und V angepasst an die wirtschaftlichen Realitäten heutiger 
Familien. Auf dem Arbeitsmarkt braucht es eine Abkehr von „Präsenzkulturen“: 
Nur wer physisch immer verfügbar ist, gilt als leistungswillig. Ein Vater, der 
pünktlich zur Kita-Abholung geht, riskiert in dieser Kultur berufliche Nachteile. 

Andere Länder in Europa machen uns vor wie Gleichberechtigung in Fa-
milien politisch besser unterstützt werden könnte. In Spanien und Polen geht 
der politische Diskurs aktuell in Richtung einer Verkürzung von Vollzeitarbeit 
für alle, gerade um wirtschaftliche Produktivität zu steigern, Krankenstände zu 
verringern und Menschen angesichts einer alternden Bevölkerung länger im 
Erwerbsleben zu halten. Vorbild ist Island, das nach einem großangelegten Expe-
riment für die Mehrheit seiner Bevölkerung eine 4-Tage-Woche eingeführt hat. 
Nicht nur konnte messbar die Produktivität der Beschäftigten gesteigert werden, 
auch Krankentage und Erschöpfungszustände gingen zurück, Menschen gehen 
später in Rente und Männer bringen sich wesentlich mehr in der Familie ein. 

In Deutschland sind solche Reformen von der Bundesregierung derzeit 
jedoch nicht zu erwarten. Mit Forderungen nach einem Ende von „Lifestyle-Teil-
zeit“ wie sie vom Wirtschaftsflügel der CDU zu vernehmen sind, drohen statt-
dessen nicht nur der Verlust hart erkämpfter Rechte, sondern auch gravierende 
Nachteile für alle, die Sorgearbeit in unserer Gesellschaft leisten bzw. leisten 
wollen. 

Prof. Dr. Johanna Possinger
lehrt Frauen- und Geschlechterfragen in 
der Sozialen Arbeit an der Evangelischen 
Hochschule Ludwigsburg und ist Mitglied des 
Präsidiums der eaf.

	 Das Private ist seit jeher politisch. Wir brauchen deshalb 
eine in sich stimmige Kombination aus Zeitpolitik, Geld-
politik und einem Ausbau der Infrastruktur, um Gleich-
berechtigung in Familien zu ermöglichen und die für 
unsere Gesellschaft unerlässliche Sorgearbeit für Kinder 
endlich aufzuwerten.
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